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(3) Die Wahlniederschrift muß die von der Wahlkom­
mission der Republik festgelegten Angaben enthalten.

§43
(1) Ein Exemplar der Wahlniederschrift ist vom 

Wahlvorsteher und mindestens einem weiteren Mitglied 
des Wahlvorstandes mit allen übrigen benutzten und 
unbenutzten Wahlunterlagen unverzüglich dem Vor­
sitzenden der Stadt-, Stadtbezirks- bzw. Gemeinde­
wahlkommission zu übergeben.

(2) Das zweite Exemplar übermittelt der Wahlvorste­
her auf dem festgelegten Wege an die jeweilig zustän­
dige Wahlkreiskommission.

§44
Feststellung des Wahlergebnisses für den Wahlkreis

(1) Auf der Grundlage der von den Wahlvorständen 
bzw. Wahlkommissionen der Gemeinden, Städte. Stadt­
bezirke und Kreise übersandten Wahlniederschriften 
stellt die Wahlkreiskommission in öffentlicher Sitzung 
das Wahlergebnis ihres Wahlkreises fest.

(2) Die Wahlkreiskommission überprüft nach den 
Niederschriften die ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahl und berichtigt Rechenfehler und offenbare Un­
richtigkeiten.

§45
Feststellung des Wahlergebnisses für die 

Volksvertretungen
(1) Die Wahlkommission der Republik bzw. die Wahl­

kommissionen der Bezirke, Kreise, Städte, Stadtbezirke 
und Gemeinden stellen das endgültige Ergebnis der 
Wahl zu der betreffenden Volksvertretung fest. Dabei 
ist die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl zu 
prüfen.

(2) Über das endgültige Wahlergebnis der Deutschen 
Demokratischen Republik bzw. der Bezirke, Kreise, 
Städte, Stadtbezirke und Gemeinden ist entsprechend 
den Festlegungen der Wahlkommission der Republik 
eine Niederschrift anzufertigen.

(3) Die Wahlkreiskommission fertigt eine Nieder­
schrift über das Wahlergebnis im Wahlkreis an. die 
vom Vorsitzenden und mindestens 3 weiteren Mit­
gliedern der Wahlkreiskommission zu unterschreiben 
ist. Danach verkündet der Vorsitzende das Wahlergeb­
nis für den Wahlkreis.

(4) Die Wahlkreiskommission übermittelt die Wahl­
niederschrift auf dem festgelegten Wege der zuständi­
gen Wahlkommission.

§46
Benachrichtigung der gewählten Abgeordneten

Die zuständige Wahlkommission hat die gewählten 
Abgeordneten und Nachfolgekandidaten der Volksver­
tretung spätestens 7 Tage nach der Wahl von ihrer 
Wahr zu benachrichtigen.

§47
Gültigkeit der Wahl

Die Feststellung der Gültigkeit der Wahl und das 
Einspruchsrecht gegen die Gültigkeit regelt sich nach 
den §§ 17 und 18 des Wahlgesetzes.

§48
Ungültigkeit der Wahl einzelner Abgeordneter

War die Wahl eines oder mehrerer Abgeordneter 
mangels Wählbarkeit gesetzlich unzulässig, so ist de­
ren Wahl für ungültig zu erklären. An die Stelle der 
Abgeordneten, deren Wahl für ungültig erklärt wird, 
treten Nachfolgekandidaten.

§49
Neu- und Nachwahlen

(1) Wird die Wahl in einem Wahlkreis oder zu einer 
Volksvertretung für ungültig erklärt, so hat innerhalb 
von 3 Monaten in dem betreffenden Wahlkreis bzw. zu 
der betreffenden Volksvertretung eine Neuwahl statt- 
zuflnden.

(2) Erreichen in einem Wahlkreis weniger Kandida­
ten die erforderliche Stimmenmehrheit als Mandate 
für den Wahlkreis ausgeschrieben sind, muß in dem 
betreffenden Wahlkreis innerhalb von 3 Monaten eine 
Nachwahl stattfinden.

(3) Die Neuwahl bzw. die Nachwahl findet nach den 
Bestimmungen dieser Wahlordnung statt und wird 
für die Volkskammer und Bezirkstage vom Staatsrat 
der Deutschen Demokratischen Republik und für die 
örtlichen Volksvertretungen in den Kreisen, Städten, 
Stadtbezirken und Gemeinden von den übergeordneten 
Räten anberaumt.

(4) Es sind neue Wahlvorschläge einzureichen.
(5) Die Wahlvorstände, Wahlkommissionen, Wahl 

kreise und Wahlbezirke bleiben unverändert.
(6) Die Neuwahl bzw. die Nachwahl hat auf der 

Grundlage derselben Wählerlisten zu erfolgen. Sie sind 
jedoch vorher zu berichtigen und neu auszulegen.

§ 50
Nachrücken eines Nachfolgekandidaten

(1) Wird die Wahl eines Abgeordneten für ungültig 
erklärt, erlischt das Mandat oder scheidet er aus an­
deren Gründen aus, so tritt an seine Stelle ein Nach­
folgekandidat.

(2) Das Nachrücken eines Nachfolgekandidaten wird 
durch Beschluß der Volksvertretung festgelegt.

IX.
Schlußbestimmungen

§ 51
(1) Die Wahlkommission der Republik ist in Durch­

führung dieses Erlasses berechtigt, Direktiven zu er­
lassen.

(2) Der Erlaß tritt am 31. Juli 1963 in Kraft.

Berlin, den 31. Juli 1963
Ber Vorsitzende des Staatsrates 

der Deutschen Demokratischen Republik
W. и 1 b r i c h t

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

O. G o t s c h e


